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$$ ���Verordnung: Festsetzung des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Winterfeier-
tagsregelung

$$!���Verordnung: Arbeitsmedizinische Zentren (AMZ-VO)
[CELEX-Nr.: 389L0391]

$$"���Verordnung: Zweite Änderung der Milchfett-Verarbeitungs-Verordnung
$$#���Verordnung: Änderung der Gleichstellungsverordnung
$$$���Kundmachung: Aufhebung der Wortfolge „in einem Umkreis von 200 m“ in der Z 2 des § 1

der Verordnung des Bürgermeisters der Gemeinde St. Gotthard im Mühl-
kreis über das Verbot der Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels
Automaten durch den Verfassungsgerichtshof

$$ ��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales betreffend die Festsetzung
des Zuschlags zum Lohn für den Sachbereich der Winterfeiertagsregelung

Auf Grund der §§ 13k Abs. 4 und 39a Abs. 3 Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetz, BGBl.
Nr. 414/1972, in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 417/1996 wird verordnet:

§ 1. Der Zuschlag zum Lohn für den Sachbereich der Winterfeiertagsregelung beträgt für eine An-
wartschaftswoche das 0,9fache des um 20% erhöhten kollektivvertraglichen Stundenlohns gemäß § 21a
Abs. 3 und 4 des Bauarbeiter-Urlaubs- und Abfertigungsgesetzes.

§ 2. (1) Diese Verordnung tritt mit 1. Juli 1996 in Kraft.

(2) Sie ist auf die Zuschlagszeiträume 96/07 bis 96/11 anzuwenden.

Hums

$$!��Verordnung des Bundesministers für Arbeit und Soziales über arbeitsmedizinische
Zentren (AMZ-VO)

Auf Grund der §§ 80 und 90 Abs. 1 Z 3 des Bundesgesetzes über Sicherheit und Gesundheitsschutz
bei der Arbeit (ArbeitnehmerInnenschutzgesetz – ASchG), BGBl. Nr. 450/1994, wird verordnet:

Ärztliche Leitung und weitere Arbeitsmediziner/innen

§ 1. (1) Die ärztliche Leitung des arbeitsmedizinischen Zentrums muß einem Arzt/einer Ärztin mit
abgeschlossener arbeitsmedizinischer Ausbildung gemäß § 79 Abs. 2 ASchG übertragen sein, der/die
eine arbeitsmedizinische Betreuung im Ausmaß der wöchentlichen Normalarbeitszeit ausübt.

(2) Im Zentrum müssen weitere Arbeitsmediziner/innen beschäftigt werden, sodaß das Zentrum eine
regelmäßige arbeitsmedizinische Betreuung im Ausmaß von mindestens 70 Stunden wöchentlich ausüben
kann, wobei auf dieses Ausmaß nur die Einsatzzeit von Ärzten/Ärztinnen anzurechnen ist, die regelmäßig
mindestens acht Stunden wöchentlich beschäftigt werden.

(3) Zur arbeitsmedizinischen Betreuung im Sinne der Abs. 1 und 2 zählen die Beratung von Arbeit-
geber/innen, Arbeitnehmer/innen, Sicherheitsvertrauenspersonen und Belegschaftsorganen auf dem Ge-
biet des Gesundheitsschutzes, der auf die Arbeitsbedingungen bezogenen Gesundheitsförderung und der
menschengerechten Arbeitsgestaltung, die Unterstützung der Arbeitgeber/innen bei der Erfüllung ihrer
Pflichten auf diesen Gebieten sowie die für die fachliche Leitung des Zentrums notwendigen Koordinati-
ons- und Leitungstätigkeiten.
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Fachpersonal

§ 2. (1) Im arbeitsmedizinischen Zentrum muß geeignetes Fachpersonal zur fachlichen Unterstüt-
zung der Arbeitsmediziner/innen bei der Erfüllung ihrer Aufgaben gemäß § 81 ASchG im erforderlichen
Ausmaß beschäftigt werden.

(2) Als geeignetes Fachpersonal gelten
1. Ärzte/Ärztinnen, die ihre arbeitsmedizinische Ausbildung noch nicht abgeschlossen haben,
2. Angehörige der gehobenen medizinisch-technischen Dienste und des medizinisch-technischen

Fachdienstes,
3. Angehörige des Krankenpflegefachdienstes,
4. Psychologen/Psychologinnen,
5. Chemiker/innen und
6. Personen mit einer entsprechenden Ausbildung auf den Gebieten der Ergonomie, Epidemiologie,

Toxikologie sowie anderen für die Tätigkeit im arbeitsmedizinischen Zentrum einschlägigen Ge-
bieten.

(3) Das Fachpersonal nach Abs. 2 Z 2 und 3 muß eine Ausbildung für arbeitsmedizinisches Fachper-
sonal in der Dauer von mindestens vier Wochen absolviert haben.

(4) Fachpersonal ist in dem zur Unterstützung der Arbeitsmediziner/innen notwendigen Ausmaß zu
beschäftigen. Als Mindestausmaß für die Beschäftigung des Fachpersonals gilt die Hälfte der Summe der
Normalarbeitszeit der Arbeitsmediziner/innen, mindestens aber insgesamt ein Ausmaß von regelmäßig 38
Stunden wöchentlich.

(5) Bei der Zusammensetzung des Fachpersonals ist eine Vertretung sowohl des Personenkreises
nach Abs. 2 Z 2 und 3 als auch des Personenkreises nach Abs. 2 Z 4 bis 6 anzustreben.

Hilfspersonal

§ 3. (1) Im arbeitsmedizinischen Zentrum muß geeignetes Hilfspersonal im erforderlichen Ausmaß
beschäftigt werden.

(2) Zum Hilfspersonal zählen Personen, die Sekretariatsarbeiten und Tätigkeiten wie Schriftverkehr,
Telefondienst oder Ablage verrichten.

(3) Angehörige des Hilfspersonals sind in dem zur Unterstützung der Arbeitsmediziner/innen und
des Fachpersonals notwendigen Ausmaß zu beschäftigen, mindestens aber insgesamt im Ausmaß von
regelmäßig 38 Stunden wöchentlich.

Räumlichkeiten

§ 4. (1) Den im arbeitsmedizinischen Zentrum beschäftigten Personen müssen entsprechende Ar-
beitsräume zur Verfügung stehen.

(2) Den Arbeitsmediziner/innen müssen geeignete und entsprechend ausgestattete Räume für Unter-
suchungen zur Verfügung stehen.

(3) Das arbeitsmedizinische Zentrum muß weiters über folgende Räume verfügen: Warteraum, La-
borraum, Raum für funktionsanalytische Untersuchungen, Waschraum, Toilette, Umkleideraum oder
Umkleidekabine in der Nähe der für Untersuchungen vorgesehenen Räume.

(4) Die Räumlichkeiten des arbeitsmedizinischen Zentrums sind durch eine entsprechende äußere
Bezeichnung kenntlich zu machen und in einem solchen Zustand zu halten, daß sie den hygienischen
Anforderungen entsprechen.

(5) Durch entsprechende versperrbare Einrichtungen wie ein Archiv oder eine Ablage muß gewähr-
leistet sein, daß betriebsbezogene Unterlagen und arbeitnehmerbezogene Unterlagen, insbesondere Be-
funde, Unbefugten nicht zugänglich sind.

(6) Daten, die zu Zwecken der arbeitsmedizinischen Betreuung verarbeitet werden, müssen vor dem
Zugriff Unbefugter in geeigneter Weise geschützt werden.

Ausstattung und Mittel

§ 5. (1) Das arbeitsmedizinische Zentrum muß über die Arbeitnehmerschutzvorschriften sowie über
die erforderliche einschlägige periodische und nichtperiodische Fachliteratur verfügen.
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(2) Das arbeitsmedizinische Zentrum muß über folgende Ausstattung verfügen: Personenwaage,
Körpergrößenmeßgerät, Blutdruckmeßgerät, Notfallausrüstung, Nasenspekulum, Dermatoskop, Otoskop,
Audiometer, Sehtestgerät, Spirometer, Zentrifuge, Photometer.

(3) Das arbeitsmedizinische Zentrum muß weiters über die notwendigen Geräte zur Durchführung
von Messungen auf dem Gebiet des Arbeitnehmerschutzes verfügen. Zur Mindestausstattung gehören:

1. Geräte oder kombiniertes Gerät zur Messung der Beleuchtungsstärke und der Leuchtdichte,
2. Geräte oder kombiniertes Gerät geeignet für die Messung der Behaglichkeitsbedingungen von

Luftfeuchte, Lufttemperatur und Luftgeschwindigkeit,
3. Schallpegelmesser mit Prüfschallquelle geeignet für die Messung des A-bewerteten energieäqui-

valenten Dauerschallpegels,
4. Prüfröhrchenpumpe mit Prüfröhrchenöffner für Prüfröhrchen zur Kurzzeitmessung,
5. Längenmeßgerät.

Arbeitsmedizinische Zentren für Bürobetriebe

§ 6. (1) Wenn ein arbeitsmedizinisches Zentrum seine Tätigkeit auf die arbeitsmedizinische Betreu-
ung von Bürobetrieben beschränkt, gelten folgende Abweichungen:

1. Abweichend von § 4 Abs. 3 ist kein Laborraum und kein Raum für funktionsanalytische Untersu-
chungen erforderlich.

2. Abweichend von § 5 Abs. 2 sind folgende Geräte nicht erforderlich: Nasenspekulum, Otoskop,
Audiometer, Spirometer, Zentrifuge, Photometer.

(2) Zu den Bürobetrieben im Sinne des Abs. 1 gehören Arbeitsstätten des Geld- und Kreditwesens,
des Versicherungswesens, des Realitätenwesens, der Rechts- und Wirtschaftsdienste, weiters sonstige
Arbeitsstätten, in denen mindestens 80% der Arbeitnehmer/innen ausschließlich mit Bürotätigkeiten
beschäftigt sind.

(3) Arbeitsmedizinische Zentren, die eine eingeschränkte arbeitsmedizinische Betreuung von Büro-
betrieben ausüben, müssen dies durch eine entsprechende Bezeichnung des Zentrums oder durch einen
entsprechenden Zusatz zur Bezeichnung oder in sonst eindeutig erkennbarer Weise zum Ausdruck brin-
gen.

Schlußbestimmungen

§ 7. (1) § 2 Abs. 3 tritt mit 1. Jänner 2000 in Kraft.

(2) Die übrigen Bestimmungen dieser Verordnung treten mit 1. Jänner 1997 in Kraft.

(3) Arbeitsmedizinische Zentren, die am 1. Jänner 1997 über eine aufrechte Bewilligung gemäß § 80
ASchG oder eine Ermächtigung gemäß § 22 c Abs. 2 des Arbeitnehmerschutzgesetzes (ANSchG), BGBl.
Nr. 234/1972, verfügen, müssen bis spätestens 31. Dezember 1997 die Anforderungen der §§ 2 bis 6
erfüllen.

Hums

$$"��Verordnung des Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft zur zweiten Ände-
rung der Milchfett-Verarbeitungs-Verordnung

Auf Grund des § 99 des Marktordnungsgesetzes 1985, BGBl. Nr. 210, zuletzt geändert durch das
Bundesgesetz BGBl. Nr. 298/1995, wird verordnet:

Die Milchfett-Verarbeitungs-Verordnung, BGBl. Nr. 1064/1994, zuletzt geändert durch die Verord-
nung BGBl. Nr. 439/1995, wird wie folgt geändert:

1. § 5 Abs. 2 Z 2 lautet:

„2. das Verbringen des Butterfetts oder der ungekennzeichneten Zwischenerzeugnisse unter Angabe
eines Belegs über die Lieferung vom Verkäufer, aus dem Zuschlagsnummer und Menge hervor-
gehen,“

2. § 5 Abs. 3 lautet:

„(3) Die Verbringung gemäß Abs. 2 ist spätestens drei Arbeitstage vor Beginn der Herstellung bzw.
Kennzeichnung oder Verarbeitung unter Angabe der Nummer der Mitteilung über die Zuschlagserteilung
schriftlich anzuzeigen. Die Butter bzw. die ungekennzeichneten Zwischenerzeugnisse sind bis zur Prü-
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fung der Verpackungsaufschrift durch die AMA oder bis zur Freigabe durch die AMA in der Original-
verpackung zu belassen. Die AMA kann in Einzelfällen bei begründetem wirtschaftlichen Interesse eine
kürzere Frist auf Antrag zulassen, sofern dadurch die Überwachung nicht beeinträchtigt wird.“

3. § 7 Abs. 3 lautet:

„(3) Der Antrag auf amtliche Überwachung ist – soweit im Abgangsmitgliedstaat ein Kontrollexem-
plar erteilt wurde – zusammen mit diesem Kontrollexemplar unter Verwendung eines von der AMA
aufgelegten Musters bei der AMA zu stellen. Wird dem Antrag entsprochen, so hat die AMA die Ware
dem Antragsteller zur zweck- und fristgerechten Verwendung zu überlassen. Die Ware ist in einem im
zugelassenen Verarbeitungsbetrieb gelegenen oder von der AMA zugelassenen Lagerraum zu lagern. Im
übrigen finden die § 4, § 5 Abs. 2 bis 5, § 6 Abs. 2 und die §§ 9 bis 14 dieser Verordnung Anwendung.“

4. Nach § 7 Abs. 3 werden folgende Abs. 4 bis 7 angefügt:

„(4) Die AMA kann über Antrag eines Verarbeiters anstelle der Eingangskontrolle durch die AMA
ein vereinfachtes Verfahren für die in Abs. 1 und 2 genannten Erzeugnisse bewilligen. Die Bewilligung
ist zu erteilen, wenn eine wirksame Überwachung, daß die besonderen Verwendungsvorschriften der in
Abs. 1 und 2 genannten Erzeugnisse beachtet werden, gewährleistet werden kann. Dies ist insbesondere
bei Erfüllung nachstehender Voraussetzungen gegeben:

1. Namhaftmachung einer oder mehrerer verantwortlicher Person(en) des Betriebes, die über ent-
sprechende Vorkenntnisse verfügt (verfügen) und eine Schulung durch die AMA erhalten hat
(haben);

2. Kenntnisnahme der die verantwortliche(n) Person(en) gemäß Z 1 treffenden Verpflichtungen
durch eigenhändige Unterschrift dieser Person(en);

3. Vorlage eines tarifierten Warenkataloges betreffend die in Abs. 1 und 2 genannten Erzeugnisse;
4. Angabe der vorgesehenen Verwendung der Erzeugnisse;
5. Darstellung des Organisationsablaufes;
6. Verpflichtung zur Meldung des Anlieferungszeitpunkts und des Zeitpunkts der voraussichtlichen

Verarbeitung an die AMA;
7. Verpflichtung zur umgehenden Meldung jeglicher Änderungen der unter Z 1 bis 6 genannten

Daten an die AMA.

(5) Das gelieferte Erzeugnis muß von einer Rechnung oder einem Lieferschein des Versenders des
Abgangsmitgliedstaates begleitet sein, mit der (dem) die Zuordnung zu den Angaben im Kontrollexem-
plar T 5 gewährleistet ist.

(6) In der Bewilligung gemäß Abs. 4 werden
1. die verantwortliche(n) Person(en) und deren Befugnisse und Pflichten
2. Form und Inhalt des vereinfachten Verfahrens
3. die Waren, für die die Bewilligung gilt, sowie die Angaben, die zur Feststellung der Warenbe-

schaffenheit zu machen sind,
4. die Fristen für die erforderlichen Meldungen

festgelegt.

(7) Die Bewilligung gemäß Abs. 4 ist zu widerrufen, wenn eine schwere Zuwiderhandlung oder
wiederholte Zuwiderhandlungen gegen die Bescheidanordnung begangen wurden oder die Beachtung der
besonderen Verwendungsvorschriften nicht mehr gewährleistet ist.“

5. § 10 Abs. 1 bis 3 lauten:

„(1) Im Herstellungsprogramm gemäß Art. 10 Abs. 2 lit. d der Verordnung (EWG) Nr. 570/88 sind
– bezogen auf den jeweiligen Zuschlag – mindestens folgende voraussichtliche Angaben zu machen:

1. Produktionszeiten
2. Verladezeiten
3. Verwendungszweck gemäß Art. 4 der Verordnung (EWG) Nr. 570/88
4. Art und Menge der herzustellenden Produkte
5. Milchfettgehalt der Produkte.

Die AMA hat unter Berücksichtigung der einzelbetrieblichen Gegebenheiten den Zeitrahmen des Herstel-
lungsprogramms und dessen Abgabetermin festzulegen. Wesentliche Änderungen des Herstellungspro-
gramms, wie zB Änderung der Produktionstage oder der Verladetage, sind der AMA unverzüglich anzu-
zeigen.
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(2) Bevor die Butter, das Butterfett, der Rahm oder die Zwischen- oder Enderzeugnisse den Betrieb
verlassen, hat der Hersteller oder der Verarbeiter, mit Ausnahme des Kleinverarbeiters, der AMA die
erfolgte Verarbeitung der Butter, des Rahms, des Butterfetts oder der Zwischenerzeugnisse nach einem
von der AMA aufgelegten Muster anzuzeigen. In der Anzeige sind anzugeben:

1. die Beschaffenheit und die Menge des Butterfetts oder der Zwischen- oder Enderzeugnisse;
2. die verwendete Butter- oder Rahmmenge unter Angabe

a) der Nummer des Ausfolgescheins und der Verkaufsrechnungen der AMA, soweit er Butter
aus öffentlicher Lagerhaltung verarbeitet oder gekennzeichnet hat,

b) des Datums und der Nummer der Mitteilung der AMA über die Zuschlagserteilung, soweit er
Butter oder Rahm auf dem Markt der Europäischen Union gekauft hat;

3. der Milchfettgehalt der hergestellten Erzeugnisse in Gewichtshundertteilen oder gemäß Rezeptur
in Gramm.

Die AMA kann, soweit im Einzelfall erforderlich, weitere Angaben fordern.

(3) Wenn Butter, Butterfett, Rahm oder Zwischenerzeugnisse hergestellt oder zu Enderzeugnissen
verarbeitet werden und die Überwachung nicht beeinträchtigt wird, kann die AMA zulassen, daß die in
Abs. 2 genannte Anzeige auch abgegeben werden kann, nachdem die Erzeugnisse den Betrieb verlassen
haben. Die AMA kann dabei zulassen, daß die Anzeige für eine gesamte Herstellungs- oder Bezugspartie
Butter, Butterfett, Rahm oder Zwischenerzeugnisse abgegeben wird oder unter Berücksichtigung der
betrieblichen Gegebenheiten ein anderes Meldesystem vorschreiben.“

6. § 10 Abs. 5 lautet:

„(5) Die für die Freigabe der Verarbeitungssicherheiten nach den in § 1 genannten Rechtsakten er-
forderlichen Nachweise sind bei der AMA einzureichen. Die AMA kann zulassen, daß der Zuschlags-
empfänger seine Abnehmer beauftragt, die erforderlichen Nachweise über den Absatz der Erzeugnisse in
Form einer monatlichen Meldung an die AMA zu erbringen.“

7. Der bisherige Text des § 11 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; diesem wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Der Beteiligte ist verpflichtet, der AMA das Finanzamt, bei dem er zur Umsatzsteuer erfaßt ist,
und die diesbezügliche Steuernummer sowie, soweit ihm eine Umsatzsteuer-Identifikationsnummer
(UID-Nr.) erteilt wurde, die UID-Nummer bekanntzugeben.“

8. Der bisherige Text des § 13 erhält die Absatzbezeichnung „(1)“; diesem wird folgender Abs. 2
angefügt:

„(2) Unbeschadet der Kosten gemäß Abs. 1 sind auf Verlangen der AMA jene Kosten zu erstatten,
die durch neuerliche Fahrten oder Wartezeiten der Prüforgane im Betrieb zwecks Überlassung gemäß § 7
Abs. 3 entstanden sind, weil die an die AMA zu meldenden Zeiten ungenau oder unvollständig waren.“

9. § 14 lautet:

„Rückzahlung

§ 14. Wird Butter, Rahm oder Butterfett entgegen den Bestimmungen der in § 1 genannten Rechts-
akte verwendet, so hat die AMA für die von dieser Verwendung betroffenen Mengen

1. im Fall des Absatzes von Butter aus öffentlicher Lagerhaltung den Unterschiedsbetrag zwischen
dem am Tag der Abgabe gültigen Interventionspreis und dem Abgabepreis,

2. im Fall des Erwerbs auf dem Markt den Beihilfebetrag
zurückzufordern, soweit nicht wegen desselben Verstoßes die Verarbeitungssicherheit für verfallen er-
klärt worden ist. Das Gleiche gilt von dem im Bescheid der AMA bestimmten Zeitpunkt an, wenn die
Zulassung gemäß § 4 entzogen worden ist.“

Molterer

$$#��Verordnung des Bundesministers für Wissenschaft, Verkehr und Kunst, mit der die
Gleichstellungsverordnung geändert wird

Auf Grund des § 7 Abs. 1 lit. b letzter Satz des Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes (AHStG),
BGBl. Nr. 177/1966, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 508/1995, wird verordnet:

Die Gleichstellungsverordnung, BGBl. Nr. 469/1991, zuletzt geändert durch die Verordnung BGBl.
Nr. 1070/1994, wird wie folgt geändert:
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Druck der Österreichischen Staatsdruckerei

1. In § 1 Z 6 wird der Punkt am Ende durch einen Strichpunkt ersetzt und folgende Z 7 angefügt:

„7. Inhaber von Reifezeugnissen deutsch- oder ladinischsprachigen Südtiroler Sekundarschulen
zweiten Grades, wenn nicht in Italien damit ohnehin der unmittelbare Hochschulzugang verbunden ist.“

2. Dem § 4 Abs. 5 wird folgender Abs. 6 angefügt:

„(6) § 1 Z 7 in der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 443/1996 tritt mit 1. September 1996 in
Kraft.“

Scholten

$$$��Kundmachung des Bundesministers für wirtschaftliche Angelegenheiten über die
Aufhebung der Wortfolge „in einem Umkreis von 200 m“ in der Z 2 des § 1 der Verord-

nung des Bürgermeisters der Gemeinde St. Gotthard im Mühlkreis vom 1. Dezember
1992 über das Verbot der Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten durch

den Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß § 60 Abs. 2 des Verfassungsgerichtshofgesetzes, BGBl.

Nr. 85/1953, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz BGBl. Nr. 201/1996, wird kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkenntnis vom 26. Juni 1996, V 106/95-9, dem Bundesminister
für wirtschaftliche Angelegenheiten zugestellt am 15. Juli 1996, die Wortfolge „in einem Umkreis von
200 m“ in der Z 2 des § 1 der Verordnung des Bürgermeisters der Gemeinde St. Gotthard im Mühlkreis
vom 1. Dezember 1992 über das Verbot der Ausübung gewerblicher Tätigkeiten mittels Automaten als
gesetzwidrig aufgehoben.

Farnleitner


